
 

  

S 30 RJ 12/00

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Freistaat Bayern
Sozialgericht Bayerisches Landessozialgericht
Sachgebiet Rentenversicherung
Abteilung 16
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren -
Leitsätze -
Normenkette -

1. Instanz

Aktenzeichen S 30 RJ 12/00
Datum 04.10.2000

2. Instanz

Aktenzeichen L 16 RJ 600/00
Datum 10.04.2002

3. Instanz

Datum -

I. Die Berufung gegen den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts MÃ¼nchen vom
04.10.2000 wird zurÃ¼ckgewiesen.
II. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.
III. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Die Beteiligten streiten Ã¼ber die GewÃ¤hrung von Rente wegen verminderter
ErwerbsfÃ¤higkeit nach Â§Â§ 43, 44 SGB VI a.F. ab November 1992.

Der am 1958 geborene KlÃ¤ger hat nach eigenen Angaben den Beruf eines
Elektromonteurs von September 1974 bis Juli 1976 erlernt und hat nach Ableistung
des Wehrdienstes diesen Beruf bis 1983 ausgeÃ¼bt; anschlieÃ�end war er von Mai
1985 bis Oktober 1989 als Chemiewerker versicherungspflichtig beschÃ¤ftigt. Nach
Auskunft des letzten Arbeitgebers handelte es sich um eine angelernte TÃ¤tigkeit,
entlohnt nach Tarifgruppe 4 des Tarifvertrages fÃ¼r die Arbeitnehmer der
chemischen Industrie im Freistaat Bayern.

Er hat bereits 1994 und 1997 Antrag auf GewÃ¤hrung von Rente wegen

                               1 / 6

https://dejure.org/gesetze/SGB_VI/43.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_VI/44.html


 

ErwerbsunfÃ¤higkeit gestellt. Der Rentenantrag von 1994 wurde durch das Urteil
des SG MÃ¼nchen vom 13.03.1997, bestÃ¤tigt durch das Berufungsurteil vom
25.11.1997 (L 6 Ar 167/97), abgelehnt. Die dagegen eingelegte Revision wurde
ebenso wie der Antrag auf Prozesskostenhilfe vom BSG als unzulÃ¤ssig verworfen
bzw. abgelehnt.

Am 03.12.1997 beantragte der KlÃ¤ger erneut Rente, die mit Bescheid vom
02.02.1998 abgelehnt wurde mit der BegrÃ¼ndung, in der Zeit vom 16.11.1992 bis
03.03.1994 habe keine ErwerbsunfÃ¤higkeit vorgelegen.

Der jetzt streitige Antrag wurde am 24.11.1998 vom KlÃ¤ger gestellt. Er gab an,
arbeitslos ohne Leistungsbezug zu sein.

Die Vorladung zur Untersuchung durch die Beklagte lehnte er mehrfach ab, da er
wegen Krankheit nicht nach MÃ¼nchen fahren kÃ¶nne. Er beantragte einen
Befundbericht beim behandelnden Arzt Dr.L. anzufordern.

Mit Bescheid vom 31.03.1999 lehnte die Beklagte den Rentenantrag ab mit der
BegrÃ¼ndung, ErwerbsunfÃ¤higkeit liege nicht vor, weil der KlÃ¤ger trotz der vom
behandelnden Arzt festgestellten GesundheitsstÃ¶rungen wie Adenom der
SchilddrÃ¼se, Neigung zur HerzrhythmusstÃ¶rung, WirbelsÃ¤ulensyndrom,
Gastritis und Bronchitis noch in der Lage sei, leichte Arbeiten in wechselnder
Ausgangslage zu ebener Erde vollschichtig zu verrichten.

Im Widerspruch beantragte der KlÃ¤ger, unbefristet ab 16.11.1992
ErwerbsunfÃ¤higkeitsrente zu bezahlen. Seit dieser Zeit bestehe Berufs-, Erwerbs-
und ArbeitsunfÃ¤higkeit. Er sei auÃ�erdem vom Rentenamt in Burghausen und in
AltÃ¶tting an der Antragstellung gehindert worden. Als Beweismittel solle ein
mehrfach eingesandter Befundbericht von Dr.L. dienen.

Beigezogen wurde von der Beklagten ein psychologisches Gutachten des
Arbeitsamts Pfarrkirchen vom 04.04.1990. Dort wird berichtet, dass es sehr
schwierig bzw. Ã¼berhaupt nicht mÃ¶glich sei, mit dem KlÃ¤ger wirklich
zusammenzuarbeiten.

Zu einer Untersuchung im Widerspruchsverfahren ist der KlÃ¤ger nicht erschienen.

Die Beklagte wies den Widerspruch mit Widerspruchsbescheid vom 17.12.1999
zurÃ¼ck. Die vorgebrachten Klagen seien gewÃ¼rdigt worden, da sich der KlÃ¤ger
aber der Untersuchung nicht unterzogen und dafÃ¼r keine ausreichende
BegrÃ¼ndung geliefert habe, kÃ¶nne aus den vorhandenen Befunden,
insbesondere aus dem Attest von Dr.L. nicht festgestellt werden, dass er berufs-
oder erwerbsunfÃ¤hig sei. Berufsschutz kÃ¶nne er nicht geltend machen, da er
zuletzt als Chemiewerker tÃ¤tig war und somit auf ungelernte TÃ¤tigkeiten
verwiesen werden kÃ¶nne.

Mit der Klage vom 03.01.2000 begehrte der KlÃ¤ger unbefristete
ErwerbsunfÃ¤higkeitsrente ab 16.11.1992 mit der BegrÃ¼ndung, er sei
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arbeitsunfÃ¤hig und es sei ihm verwehrt worden, Rentenantrag zu stellen.

Dr.L. teilte im Befundbericht vom Juni 2000 mit, der KlÃ¤ger sei zuletzt am
26.11.1998 zur Untersuchung gewesen. Er teilte die bereits bekannten
GesundheitsstÃ¶rungen mit.

Das Sozialgericht beauftragte Dr.L. und Dr.M. mit der Untersuchung des KlÃ¤gers;
dort ist der KlÃ¤ger nicht erschienen.

Mit Gerichtsbescheid vom 04.10.2000, zugestellt am 16.10.2000, wies das
Sozialgericht die Klage ab. Zur BegrÃ¼ndung fÃ¼hrte es aus, der KlÃ¤ger habe
lediglich die von Dr.L. bereits bekannten Befunde vorgelegt und andere
Beweiserhebungen nicht zugelassen. Keine der dort genannten
GesundheitsstÃ¶rungen kÃ¶nne ohne ganz auÃ�ergewÃ¶hnliche Komplikation zu
einer nennenswerten Minderung der beruflichen EinsatzfÃ¤higkeit auf lÃ¤ngere
Sicht fÃ¼hren. Da der KlÃ¤ger sich ohne plausible BegrÃ¼ndung keiner
Untersuchung unterzogen habe, sei das Vorliegen von Berufs- oder
ErwerbsunfÃ¤higkeit nicht feststellbar. Soweit sich die Klage auf eine
Rentenzahlung ab 1992 richte, stehe die rechtsverbindliche Entscheidung der
Beklagten, bestÃ¤tigt durch die sozialgerichtlichen Urteile, entgegen. Es fÃ¤nden
sich auch keine Hinweise dafÃ¼r, dass der KlÃ¤ger gehindert worden sei, einen
Rentenantrag zu stellen.

Mit der Berufung vom 18.10.2000, eingegangen am 23.10.2000, machte der
KlÃ¤ger erneut geltend, unbefristet ab 16.11.1992 ErwerbsunfÃ¤higkeitsrente zu
beanspruchen.

Er Ã¼bersandte den von der Beklagten bei Dr.L. eingeholten Befundbericht sowie
den Arztbrief der Radiologischen Gemeinschaftspraxis Dr.S. vom Mai 1998.

Der KlÃ¤ger wurde mehrfach darauf hingewiesen, dass diese Unterlagen zur
Beurteilung des Rentenanspruchs nicht ausreichen und er verpflichtet sei, am
Verfahren mitzuwirken. Dazu gehÃ¶re auch die Teilnahme an der Untersuchung
durch den gerichtlichen SachverstÃ¤ndigen. Anderenfalls mÃ¼sse er mit Abweisung
der Berufung rechnen.

Trotzdem ist der KlÃ¤ger zur Untersuchung bei Dr.E. mehrfach nicht erschienen.

Im Gutachten nach Aktenlage vom 01.02.2002 wertete Dr.E. die vorhandenen
Unterlagen aus und stellte beim KlÃ¤ger folgende GesundheitsstÃ¶rungen fest: 1.
Verdacht auf Psychosomatose. 2. Autonomes SchilddrÃ¼senadenom. 3.
WirbelsÃ¤ulenfehlhaltung mit Skoliose-FlachrÃ¼cken und Trichterbrust bei
asthenischem Habitus. 4. Verdacht auf Herz-RhythmusstÃ¶rungen. 5. Verdacht auf
chronische Bronchitis. 6. Verdacht auf chronische Gastritis.

Dr.E. kam zum Ergebnis, dass auf internistischem Fachgebiet keine Erkrankung
vorliege, die zu einer wesentlichen LeistungseinschrÃ¤nkung fÃ¼hre. Der KlÃ¤ger
kÃ¶nne bei dieser Beweislage noch TÃ¤tigkeiten unter den Ã¼blichen Bedingungen
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des Arbeitsmarkts acht Stunden tÃ¤glich verrichten und zwar leichte und
mittelschwere Arbeiten im Sitzen und Gehen und Stehen, sowohl in geschlossenen
RÃ¤umen als auch im Freien. Zu meiden seien das Heben und Tragen von schweren
Lasten sowie TÃ¤tigkeiten mit hÃ¤ufigem BÃ¼cken, in Zwangshaltung und
verbunden mit hockender Stellung. Auch unter Stress und Akkord sollte der KlÃ¤ger
nicht arbeiten.

Der KlÃ¤ger beantragt sinngemÃ¤Ã�, den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts
MÃ¼nchen vom 04.10.2000 und den Bescheid der Beklagten vom 31.03.
aufzuheben und die Beklagte zu verpflichten, ErwerbsunfÃ¤higkeitsrente ab
November 1992 zu bezahlen.

Die Beklagte beantragt, die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Wegen weiterer Einzelheiten wird auf den Inhalt der Akten der Beklagten, des
Sozialgerichts MÃ¼nchen S 10 RJ 580/95, S 24 SF 31/99 und S 30 RJ 12/2000 sowie
des Bayerischen Landessozialgerichts L 6 Ar 167/97 und L 16 RJ 600/2000 Bezug
genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die form- und fristgerecht eingelegte Berufung ist zulÃ¤ssig, erweist sich jedoch als
unbegrÃ¼ndet. Der KlÃ¤ger hat keinen Anspruch auf Rente wegen Berufs- oder
ErwerbsunfÃ¤higkeit, weder ab 16.11.1992 noch ab Rentenantragstellung im
November 1998, da nicht festgestellt werden kann, dass Berufs- oder
ErwerbsunfÃ¤higkeit im Sinne von Â§ 43, 44 SGB VI a.F. weder in der bis 31.12.2000
geltenden Fassung noch in der ab 01.01.2001 geltenden Fassung des Â§ 43 SGB VI
besteht.

Soweit der KlÃ¤ger geltend macht, ab 16.11.1992 Rente wegen
ErwerbsunfÃ¤higkeit zu beanspruchen, steht dem die rechtsverbindliche
Entscheidung der Beklagten vom 14.10.1994 i.d.F. des Widerspruchsbescheides
vom 26.04.1995 entgegen (Â§ 77 SGG), die durch das Urteil des Sozialgerichts
MÃ¼nchen vom 13.03.1997 und das Urteil des Bayerischen Landessozialgerichts
vom 25.11.1997 bestÃ¤tigt wurde. Damals erfolgte die letzte Begutachtung durch
Medizinaldirektor Dr.J. und Dr.K. , wÃ¤hrend bereits im sozialgerichtlichen Verfahren
der KlÃ¤ger sich einer weiteren Untersuchung, die vom Sozialgericht fÃ¼r
erforderlich gehalten wurde, nicht mehr unterzogen hat. Bereits damals hat das
Sozialgericht anhand der Aktenlagegutachten von Dr.F. und Dr.W. festgestellt, dass
weder Berufs- noch ErwerbsunfÃ¤higkeit beim KlÃ¤ger vorliegt, da er als
angelernter Chemiewerker auf andere angelernte TÃ¤tigkeiten verwiesen werden
kann und somit keinen Berufsschutz genieÃ�t und fÃ¼r diese TÃ¤tigkeit noch ein
ausreichendes LeistungsvermÃ¶gen, nÃ¤mlich vollschichtiges LeistungsvermÃ¶gen,
vorhanden ist.

Das Urteil des Bayerischen Landessozialgerichts wurde zwar mit der
Nichtzulassungsbeschwerde angegriffen, durch Beschluss des BSG vom 03.11.1998
wurde die Beschwerde jedoch als unzulÃ¤ssig verworfen und die GewÃ¤hrung von
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Prozesskostenhilfe abgelehnt. In einem weiteren Beschluss vom 5. Januar 1999 hat
das BSG die gegen den Beschluss vom 3. November 1998 erhobene Beschwerde als
unzulÃ¤ssig verworfen, da grundsÃ¤tzlich keine Ã�berprÃ¼fung der BeschlÃ¼sse
des BSG erfolge.

Soweit also ErwerbsunfÃ¤higkeit bis November 1997 im Streit steht, ist dies durch
die rechtskrÃ¤ftige Entscheidung bereits verbindlich abgelehnt. Der KlÃ¤ger war
damit bis zu diesem Zeitpunkt weder berufs- noch erwerbsunfÃ¤hig. Es finden sich
auch keine Hinweise, die eine Ã�berprÃ¼fung dieser Entscheidung nach Â§ 44 SGB
X veranlassen kÃ¶nnten. Insbesondere hat der KlÃ¤ger nichts vorgetragen, was
nicht bereits bei der damaligen Entscheidung bekannt war und berÃ¼cksichtigt
wurde. Es ergibt sich somit kein Hinweis, dass diese Entscheidungen fehlerhaft und
rechtswidrig sind.

Nach Â§ 43 Abs.2 SGB VI in der bis 31.12.2000 geltenden Fassung sind
berufsunfÃ¤hig Versicherte, deren ErwerbsfÃ¤higkeit wegen Krankheit oder
Behinderung auf weniger als die HÃ¤lfte derjenigen der kÃ¶rperlich, geistig und
seelisch gesunden Versicherten mit Ã¤hnlicher Ausbildung und gleichwertigen
Kenntnissen und FÃ¤higkeiten gesunken ist.

Nach Â§ 43 SGB VI in der ab 01.01.2000 geltenden Fassung haben Versicherte bis
zur Vollendung des 65. Lebensjahres Anspruch auf Rente wegen teilweiser
Erwerbsminderung, wenn sie 1. teilweise erwerbsgemindert sind, 2. in den letzten
fÃ¼nf Jahren vor Eintritt der Erwerbsminderung drei Jahre PflichtbeitrÃ¤ge fÃ¼r
eine versicherte BeschÃ¤ftigung oder TÃ¤tigkeit haben und 3. vor Eintritt der
Erwerbsminderung die allgemeine Wartezeit erfÃ¼llt haben.

Teilweise erwerbsgemindert sind Versicherte, die wegen Krankheit oder
Behinderung auf nicht absehbare Zeit auÃ�erstande sind, unter den Ã¼blichen
Bedingungen des allgemeinen Arbeitsmarktes mindestens 6 Stunden tÃ¤glich
erwerbstÃ¤tig zu sein.

Soweit der KlÃ¤ger jetzt ab Antragstellung 1998 Rentenleistung begehrt, kann nicht
festgestellt werden, dass Erwerbsminderung i.S. Â§ 43 SGB VI vorliegt. Der KlÃ¤ger
ist grundsÃ¤tzlich fÃ¼r das Vorliegen der Erwerbsminderung beweispflichtig
(sogenannte objektive oder materielle Beweislast Jens Mayer-Ladewig Â§ 103 SGG
Anmerkung 19 a). Es gilt der Grundsatz, dass jeder die Beweislast fÃ¼r die
Tatsachen trÃ¤gt, die den von ihm geltend gemachten Anspruch begrÃ¼nden. Da
der KlÃ¤ger eine Mitwirkungspflicht nach Â§Â§ 60 ff. SGB I hat und keine GrÃ¼nde
erkennbar und nachvollziehbar sind, dass er dieser Mitwirkung nicht nachkommen
konnte, hat er die Folgen der Unerweislichkeit der von ihm geltend gemachten
AnsprÃ¼che zu tragen.

Durch die Weigerung, zur Untersuchung zu erscheinen, die bereits in mehreren
Verfahren von ihm praktiziert wurde, standen auch dem Senat keinerlei
AufklÃ¤rungsmÃ¶glichkeiten zur VerfÃ¼gung, zumal er seit 1998 auch nicht mehr
in laufender hausÃ¤rztlicher Behandlung steht. Die vorhandenen Unterlagen
wurden von Dr.E. ausgewertet und dieser hat Ã¼berzeugend dargestellt, dass
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anhand dieser Unterlagen ErwerbsunfÃ¤higkeit nicht angenommen werden kann.
Der KlÃ¤ger genieÃ�t auch keinen Berufsschutz, wie bereits frÃ¼her das
Sozialgericht und das LSG festgestellt haben. Auch an dieser Entscheidung wird
festgehalten, so dass fÃ¼r den als angelernten Arbeiter einzustufenden KlÃ¤ger
noch viele TÃ¤tigkeiten denkbar sind, die er verrichten kann, da bei vollschichtigem
LeistungsvermÃ¶gen und dem Fehlen von ungewÃ¶hnlichen
LeistungseinschrÃ¤nkungen oder der Summierung von EinschrÃ¤nkungen eine
VerweisungstÃ¤tigkeit nicht zu benennen ist (BSG in stÃ¤ndiger Rechtsprechung
z.B. vom 11.05.1999 in SozR 3-2600 Â§ 43 Nr. 21). Weitere AusfÃ¼hrungen hierzu
sind nicht erforderlich.

Die Einwendung des KlÃ¤gers, nicht zur Untersuchung nach MÃ¼nchen fahren zu
kÃ¶nnen, ist, soweit sie finanzielle GrÃ¼nde betrifft, unerheblich, da er vom Senat
ausdrÃ¼cklich auf eine Erstattung der Reisekosten und auch auf die MÃ¶glichkeit
eines Reisekostenvorschusses hingewiesen wurde. Ã�rztliche Unterlagen, dass er
aus gesundheitlichen GrÃ¼nden nicht zur Untersuchung reisen kann, hat er nicht
vorgelegt. Der KlÃ¤ger trÃ¤gt somit auch hierfÃ¼r die objektive Beweislast (vgl.
Jens Meyer-Ladewig, Â§ 118 SGG Anm.6).

Im Ã�brigen kann auf die EntscheidungsgrÃ¼nde des Sozialgerichts Bezug
genommen werden (Â§ 153 Abs.2 SGG).

Da bereits keine verminderte ErwerbsfÃ¤higkeit vorliegt, konnte auch ungeprÃ¼ft
bleiben, ob der KlÃ¤ger noch die Voraussetzungen der 3/5-Belegung vor Eintritt
eines fiktiven Versicherungsfalls erfÃ¼llt.

Die Kostenentscheidung beruht auf den Â§Â§ 183, 193 SGG.

GrÃ¼nde, gemÃ¤Ã� Â§ 160 Abs.2 Ziff.1 und 2 SGG die Revision zuzulassen, sind
nicht ersichtlich.

Erstellt am: 13.10.2003

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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